
vor dieser Entwicklung: ,,Die Zusammen-
arbeit mit den Familien ist Kernaufgabe im
Kinderschutz, denn wer in Krisen keinen
Kontakt zu Famitien herstellen kann, ist ats

Kinderschützerln vom Scheitern bedroht."

Rainer Becker, Vorstandsvorsitzender der
Deutschen Kinderhilfe e.V., fordert einen
ganzheitlichen Wandel:,,Kinderschutz ist
keine freiwillige Wohttätigkeit, sondern
originäre Pflicht des Staates. Wir bitten
nicht um Unterstützung, sondern fordern
einen Paradigmenwechsel. Wir fordern
mehr Geld und Zeit für Qualität, wir for-
dern, dass die Stimmen aler Beteiligten,
also auch jene der einzetnen Mitarbeiten-
den, der Kinder und ihrer Familien, gehört

werden. Wir fordern eine durchgängige wis-
senschaftliche Begleitung von Maßnah-
men der Kinder- und Jugendhilfe und die
gesetzliche Pflicht zur Analyse von fehl-
gegangenen Hitfefällen. Wir fordern eehte
Netzwerkarbeit in der Bundesrepublik und
niedrigschweltige Hilfsangebote. Wir for-
dern verpflichtende Aus- und Weiterbit-
dungsmaßnahmen zum Kinderschutz für
alle, die mit und für Kinder arbeiten und,
dass die Medien und die Zivitgesetischaft
entschlossen für Kinder eintreten."

Die Deutsche Kinderhitfe ist die staattich
unabhängige Lobbyorganisation für Kin-
der. Sie informiert die Öffentlichkeit über
Missstände und leistet bundesweite Pro-

jektarbeit, um Veränderungen im Sinne
von mehr Kinderschutz und Kinderrechten
auf faktischer, gesetzlicher und politischer
Ebene zu erzielen.

Für Rückfragen und Informationen steht
Ihnen der Vorstandsvorsitzende der Deut-
schen Kinderhilfe, Rainer Becker, gern zur
Verfügung.

Pressekontakt
Deutsche Kinderhilfe e.V. -
Die Kndervertreter

Roiner Becker

Telefon: 030 24 j4 29 40
p re s s e @ ki n d erve rtrete r. d e

w w w. ki n d e rve rtrete r. d e

ichgrün
,,Wenn ich nicht mehr weiter weiß,

d' einen Arbeitskreis"
Mi ch ael Lezi us, Ya g m ur Gedächtni sstiftu ng, H a m bu rg

I[Ier kennt das nichtl 0b in Unternehmen,
vielen 0rganisationen, der Politik oder
Verwaltungen: ,,Wenn ich nicht weiter
weiß, gründ - ich einen Arbeitskreis". SPD,

Grüne und Linke in Hamburg wollen eine
Enquete-Kommission zum Kinderschutz bis
zum Sommer 2016 schaffen. die bis Herbst
2018 Folgerungen aus dem Tod vieler Kin-
der (Chantal 2012, Yagmur 2013, Tayler
2015) ziehen soll. Das ist zu begrüßenl

Doch sind die Ursachen für solche Fä[te

nicht seit Jahrzehnten bekannt? Schon

1982 haben Schwab/Zenz aufdem Juristen-
tag umfangreiche Anderungen im Kinder-
schutz und im Pflegekinderwesen in ihrem
Gutachten vorgelegt. 2011 kam die Hotz-
mindener Erklärung,20t2 der PUA Chantat,

2013 der Kinderschutzbericht der Hambur-
ger Bezirksämter und das Buch von Tsokos/

Guddat,,Deutschland misshandelt seine
Kinder", 2014 der PUA Yagmur und nun
nach dem Jugendhilfeinspektionsbericht
von Yagmur auch der JI- Bericht von Tayler
2016. Was soll noch untersucht werden?

Die Veränderungsforderungen stehen seit
Jahren fest:
1. Umsetzung der UN - Kinderrechtskon-

vention und der Europäischen Men-
schenrechtskonvention (rechtsgüttig
in Deutschtand).

2. Kindesrecht (Art. 1+2 GG) vor Ettern-
recht (Art. 6 GG) bei Verletzung der
Pflichten des Etternrechtes bei Ver-

nachlässigung, Misshandlung und
Missbrauch von eigenen Kindern.

3. Einhaltung der Vorschriften
des Bundeskinderschutzgeset-
zes, des BGB und Sozialgesetz-
buch (SGB VIII), dem Kinder- und
Jugendhilf eweiterentwicklungs gesetz.

4. Umsetzung der Vorgaben der Sozi-
albehörde als Fachaufsicht und den
Vorgaben der Bezirksämter zum Kin-
deswohl/Kinderschutz (2013) ats

Dienstaufsichtsbehörde.
5. Die Empfehlungen der Kinder-

rechtskommission des deutschen
Familiengerichtstages liegen seit
2O\4 vor (2.8. § 1682, Abs. 5 BGB

- Dauerverbleibensanordung).

Was fehtt noch? Die Enquete- Kommission
soll:
1. die Stärkung der Kinderrechte errei-

chen, das Arbeitsaufkommen der Mit-
arbeiter betrachten, die Familienarmut
ansehen ("Die tinke").

2. untersuchen, warumMitarbeiterlnnen
gegen die Regein des Pflegekinderwe-
sens verstoßen (,.Die Grünen").

3. sich mit den Regeln des Kinderschutzes
und des Pflegekinderwesens befassen,
vor allem mit Rückführungen (Yagmur

und Tayter) von Kindern in die Her-
kunftsfamitie (SPD).

4. durch die partamentarische Mehrheit
,,Entscheidenes" beim Kindesrecht
ändern.

Das Entscheidene ist doch:

Nach Yagmur wurden fachliche Standards
definiert, Strukturen und Verfahren klar
geregelt und vereinheitlicht.

Im JugendhiLfeinspektionsbericht zu Tay-

Ier wird von einer Hattung und Kultur der

Nichtbeachtung der Vorschriften des Pfle-
gekinderwesens in einzelnen Abteitun-
gen des Jugendamtes gesprochen. Dies ist
abzustellen.

Der Senat berichtet (,,Große Anfrage der

CDU") , dass die Jugendämter bei 1289

Pflegekindern (2015) in 646 Fälten sich
nicht an die Vorschriften der Sozialbe-
hörde gehalten haben. Die Sozialbehörde
hat nur die Fachaufsicht, sie ,,unterstützt"
die Bezirksämter bei der Umsetzung. Das

Bezirksamt hat die Dienstaufsicht. - Seit
Jahren wird die Schaffung eines Landes-
jugendamtes unter der ägide (Dienstauf-
sicht) der Sozialbehörde gefordert.

Im ASD besteht die geistige Haltung, vor
allem den Eltern bzw. der -Iamilie" zu hel-
fen, obwoht bei Kindeswohlgefährdungen
das Kindesrecht vor dem Hternrecht gilt
(Wächteramt des Staates zum Kindeswohl
hat das Jugendamt zu wahren).

Die Bezirksamtsleiterlnnen, die
Jugendamtsleiterlnnen und die ASD -
Abteilungsteiterlnnen können nicht die
eigenen Vorgaben und die Fachanweisun-
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gen der Sozialbehörde den Mitarbeiterln-
nen im Jugendamt und bei den ,,Freien
Trägern" durchsetzen. Es fehlt an Füh-
rungskompetenz. Wer übernimmt dafür die
Verantü/ortung?

Die Sozialbehörde (,,Große Anfrage") for-
dert zwei Hitfeptangespräche pro Jahr und
vier Kontakte, davon zwei Kinderbesu-
che, bei der Pflegefamilie. Das Jugendamt
Wandsbek/Pftegekinderdienst hat in
153 Fätten (2015) gegen Fachanweisun-
gen verstoßen, obwohl die Mitarbeiterln-
nen 22 Fä[te (geringster Wert in Hamburg)

betreuen. In ganz Hamburg gab es 218 Ver-

stöße (PKD) gegen Fachanweisungen der
Sozialbehörde. Real betreuen in Hamburg
die Mitarbeiter(PKD) 1.5 - 37 Fälie. - Freie

Träger betreuen real 24 - 34 Fäite pro Mitar-
beiter (nur Pflegefamitien). DeTASD betreut
laut Senat in der reaien Praxis:20,82 - 24,7A

Fälte pro Mitarbeiter.

?015 gab es in Hamburg 30 Rückführun-
gen (,,GroßeAnfrage") von Kindern im Alter
von 3 Monaten bis 14 Jahren. Die Kinder
waren zwischen zwei Jahre bis acht Jahre
in der Pflegefamilie, bevor sie in die Her-
kunftsfamilie zurückkehrten (Leider feh-
len nähere Angaben über die 0uaiität der

Rückkehrerfahrungen).

ttYo liegen nun die strukturetlen
Fehter beim Kinderschutz und im
Pfl.egekinderwesen in Hamburg und in
Deutschland?

Der Parlamentarische Untersuchungsaus-
schuss zu Yagmur hat gezeigt, dass die Poli-
tiker (legistative und Exekutive) und die
Verwaitung sich nicht,,trauen", das Verfas-

sungsorgan,,Judikative/Gericht" bei Feh-

lern der Staatsanwaltschaft und der Rich-
ter konsequent zu kritisieren. Hier ist die
Zivilgeseltschaft mit den einzelnen ver-

antwortiichen Bürgern gefordert, denn atle

drei Gewalten der Demokratie müssen ihrer
Verantwortung gerecht werden. Die Gewatt
gehtvom Votke aus.

Der Strafprozess vor dem Landgericht Ham-

burg gegen Yagmurs leibliche Eltern und
die Zeugenaussagen vor dem PUA Yagmur

haben bewiesen, dass die Wahrheit nicht
voltständig ans Tageslicht kommt, denn
die Beteiligten derJugendämter, der Kitas
und weiterer Dritter nahmen den demokra-
tischen Anspruch des .,Zeugnisverweige-
rungsrechtes" wahr. Viele Details fehlten.
Die Staatsanwaitschaft stellte alle Verfah-
ren gegen Beschuldigte des Jugendamtes
im Falle Chantal undYagmur ein.

Auch das Bundesverfassungsgericht und
der Bundesgerichtshof wenden nicht die
Kindeswohl-Priorität (Art. 3.1; 19, 20,
21) der UN-Kinderrechtskonvention an,
obwohl dieses Gesetz seit dem 1,5.7.2070

auch umfänglich als zwingendes Recht in
Deutschland gilt.

Die Dienstaufsicht über die Jugendämter
muss vom Bürgermeister/Bezirksamtsleiter
auf die Landesregierung/Sozialbehörde/
Senat im Rahmen der Wiederbelebung/l4rie-

derschaffung der Landesjugendämter über-
gehen, denn sonst machen die Sozialarbei-
ter weiterhin ,,was sie wollen" (jeder hat
seine subjektive Einstetlung zum Kindes-
woht), denn eine -politische" Dienstkont-
rolle findet nicht statt.

Zitat aus dem Jl-Tayler-Bericht:

,,Die FFK handeltjedoch in einem Kontext,
der wesentlich durch Haltung und Kul-
tur ihrer 0rganisation bestimmt wird und
aufihr Handeln Einfluss hat. So haben die
Bedingungen ihrer Abteilung es ihr mög-
lich gemacht, Entscheidungen über den

Verbleib des Kindes allein und ohne Gefähr-

dungseinschätzung, Anwendung von Dia-
gnoseinstrumenten und Entwicklung von
Failverstehen zu treffen".

Die ,,Freie und Hansestadt Hamburg" will
das Kindesrecht in das Grundgesetz auf-
nehmen lassen, obwohl ,,auch Kinder Men-

schen sind" (Zitat PUA Yagmur), für die
auch Art. 1+ 2 GG gelten. Eltern solten ihre
Rechte aus Art. 6 GGverlieren, wenn sie

ihren Pflichten nicht nachkommen (ext-
reme Formen der Schizophrenie, Drogen-

sucht, schwere Kriminalität, Alkoholsucht,
Misshandlung, Missbrauch, versuchter Tot-

schLag etc.).

Die meisten Probleme im Kinderschutz und
im Pflegekinderwesen wären gelöst, wenn
die Vorschläge der Kinderrechtskommis-
sion des Deutschen Familiengerichtstages
2014 vom Gesetzgeber und der Bundesre-
gierung umgesetzt werden würden.

Schlussfolgerung:
Bekanntlich,,stinkt der Fisch vom Kopf

her". Bezogen auf die Bedenken, dass die
Enquete-Kommission "ein Bremsklotz
für das aktuelle Kindeswohl sein könnte"
(Bearbeitungszeit 2016 - 2018) solite der
Grundsatz gelten:

.Das eine tun (Enquete-I$mmission) und
ilas anilere (Ergebnisse iles PUA-Yagmur
umset zen) ni cht las s en.'

llichael Lezius

Yag m u r Ged ä chtni sstiftu n g, H a m b u rg

www.ya g m ur-stiftu n g. h o m b u rg,

E- M ai l: lezi us@ya g m u r-stiftu n g. h a m b urg

FASD.
FÜR IMMER
BEEINTRACHTIGT
Zunehmend wird zum Thema FASD
geforscht und das'§Tissen um die
besondere Problematik ist gewachsen.

Dieses Fachwissen hat noch nicht genügend

Eingang in die soziale Praxis gefunden. Mit
diesem Buch soll Fachl«äften, Adoptiv- und
Pfegefamilien Mut gemacht werden, sich mit
dem Thema auseinander zu setzen und sich

Hilfe und IJnterstützung zu holen.

Zu bezizbe* zum heis oon 16,- EURüber:
PAN Pflcge- und Adop tiufamilien NRW e. V
Vogekanger'W'eg 80, 40470 Dibseldorf
Fas:0211 17996381
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